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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des 
Küstenschutzes" 

A. Zielsetzung 

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf wird das Ziel verfolgt, daß 
neben den bestehenden 

— Maßnahmen zur Verbesserung der Produktions- und Arbeits-
bedingungen in der Landwirtschaft, 

— wasserwirtschaftlichen und kulturbautechnischen Maßnah-
men, 

— Maßnahmen zur Verbesserung der Marktstruktur in der Land-, 
Fisch- und Forstwirtschaft und 

— Küstenschutzmaßnahmen 

künftig auch 

— Maßnahmen zur Verbesserung der Produktions- und Arbeits-
bedingungen in der Land- und Forstwirtschaft durch 

— die betriebliche Anpassung an die Marktentwicklung und 

— Ausgleich natürlicher Standortnachteile 

sowie 

— Maßnahmen zur Sicherung eines nachhaltig leistungsfähigen 
Naturhaushaltes bei der Neuordnung ländlichen Grundbe-
sitzes und der Gestaltung des ländlichen Raums nach dem Flur-
bereinigungsgesetz 

als Gemeinschaftsaufgabe wahrgenommen werden können. Au-
ßerdem soll gesetzlich bestimmt werden, daß bei der Durchfüh-
rung aller Maßnahmen zur Verbesserung der Agrarstruktur und 
des Küstenschutzes ökologische Erfordernisse zu beachten sind. 
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B. Lösung 

Der Förderungskatalog des Gesetzes wird um die beschriebenen 
Maßnahmen erweitert. 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

Mit der Änderung des Maßnahmenkatalogs wird eine größere Fle-
xibilität angestrebt. Die dafür erforderlichen Mittel sollen neben 
einer gewissen Aufstockung in erster Linie durch Umschichtung 
innerhalb des Plafonds der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" aufgebracht werden. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 	 Bonn, den 6. August 1987 

121 (411) — 700 04 — Ge 44/87 

An den Herrn 
Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Abs. 3 des Grundgesetzes den vom Bun-
desrat in seiner 576. Sitzung am 15. Mai 1987 beschlossenen Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes" mit Begründung und Vorblatt (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu dem Gesetzentwurf ist in der als Anlage 2 
beigefügten Stellungnahme dargelegt. 

Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister der Finanzen 

Dr. Stoltenberg 
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Anlage 1 	  

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des 
Küstenschutzes" 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Gesetzes über die Gemeinschaftsauf

-

gabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Kü

-

stenschutzes" 

Das Gesetz über die Gemeinschaftsaufgabe „Ver-
besserung der Agrarstruktur und des Küstenschut-
zes" vom 3. September 1969 (BGBl. I S. 1573), geän-
dert durch Artikel 2 des Gesetzes zur Änderung der 
Gesetze über die Gemeinschaftsaufgaben vom 
23. Dezember 1971 (BGBl. I S. 2140), wird wie folgt 
geändert: 

1. § 1 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummern 1 und 2 werden durch folgende Num-
mern 1 bis 3 ersetzt: 

„1. Maßnahmen zur Verbesserung der Produk-
tions- und Arbeitsbedingungen in der Land-
und Forstwirtschaft durch 

a) rationellere Gestaltung land- und forst-
wirtschaftlicher Bet riebe sowie ihre An-
passung an die Marktentwicklung, 

b) Ausgleich natürlicher Standortnach-
teile, 

c) sonstige Maßnahmen, die für die bäuer-
liche Land- und Forstwirtschaft bedeut-
sam sind; 

2. Neuordnung ländlichen Grundbesitzes und 
Gestaltung des ländlichen Raumes nach 
dem Flurbereinigungsgesetz einschließlich 
von Maßnahmen zur Sicherung eines nach-
haltig leistungsfähigen Naturhaushaltes; 

3. wasserwirtschaftliche und kulturbautechni-
sche Maßnahmen; ". 

b) Die bisherigen Nummern 3 und 4 werden Num-
mern 4 und 5. 

2. § 1 wird nach Absatz 1 wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 einge-
fügt: 

„(2) Bei der Durchführung der Maßnahmen 
gemäß Absatz 1 sind ökologische Erfordernisse 
zu beachten." 

b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 

3. § 2 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Erfüllung der Gemeinschaftsaufgabe 
dient dazu, eine leistungsfähige, auf künftige An-
forderungen ausgerichtete Land- und Forstwirt-
schaft zu gewährleisten und ihre Wettbewerbsfä-
higkeit im Gemeinsamen Markt der Europäischen 
Gemeinschaft zu ermöglichen sowie den Küsten-
schutz zu verbessern. Dabei sind die Ziele und Er-
fordernisse der Raumordnung, Landesplanung und 
des Umweltschutzes zu beachten." 

4. In § 10 Abs. 1 wird das Zitat „§ 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 3" 
durch das Zitat „ § 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 4" und das 
Zitat „ § 1 Abs. 1 Nr. 4" durch das Zitat „ § 1 Abs. 1 
Nr. 5" sowie der Klammerhinweis „(§ 1 Abs. 2)" 
durch den Klammerhinweis „(§ 1 Abs. 3)" ersetzt. 

Artikel 2 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land Ber-
lin. 

Artikel 3 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1988 in Kraft. 
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Begründung 

A. Allgemeines 

Die bisherige Agrarstrukturpolitik hat wesentlich 
dazu beigetragen, daß die Landwirtschaft ihre Flä-
chen- und Arbeitsproduktivität erheblich steigern 
konnte. 

Da der Fortschritt in der Landwirtschaft, besonders 
auf dem biologischen Gebiet, in Zukunft weiter zu 
erheblichen Ertragssteigerungen je Hektar und je 
Vieheinheit und damit zu noch wachsenden struktu-
rellen Überschüssen führen kann, sollte durch Maß-
nahmen der Agrarstrukturpolitik kein Anreiz zu Pro-
duktionsausdehnungen gegeben werden. 

Im Zuge der Neuausrichtung der gemeinsamen 
Agrarpolitik müssen daher auch in der Gemein-
schaftsaufgabe neue Rahmenbedingungen geschaf-
fen werden, die die Existenz der Bet riebe unter verän-
derten Marktbedingungen und auch in standortlich 
benachteiligten Gebieten sichern. Sie sollen gleich-
zeitig zu einer Verbesserung der Umweltbedingun-
gen im ländlichen Raum führen und damit auch die 
Ressourcen der landwirtschaftlichen Bet riebe langfri-
stig sichern helfen. 

Die Forderung nach mehr Umweltverträglichkeit ge-
winnt auch in der Agrarstrukturpolitik zunehmend an 
Gewicht, denn für die Erhaltung der Kultur- und Erho-
lungslandschaft kommt der Land- und Forstwirtschaft 
nach § 1 Abs. 3 BNatSchG eine entscheidende Ro lle 
zu. Dabei ist insbesondere die Gefährdung unserer 
natürlichen Lebensgrundlagen durch eine hohe und 
noch ansteigende Intensität der Bodennutzung zu be-
achten. Bei dem fortschreitenden Verlust von Pflan-
zen- und Tierarten sowie von Lebensräumen in der 
Agrarlandschaft sind durch Biotopverbund verstärkt 
übergreifende biologische Zusammenhänge zu si-
chern und zu entwickeln. 

Um das Ziel einer Verbesserung und langfristigen Si-
cherung der Produktions- und Arbeitsbedingungen in 
der Land- und Forstwirtschaft zu erreichen, sind die 
strukturellen und ökologischen Rahmenbedingungen 
des ländlichen Raumes zu verbessern. 

Hierzu bedarf es neuer bzw. teilweise geänderter För-
derungsmaßnahmen, um den landwirtschaftlichen 
Betrieben die Anpassung an die Marktentwicklung zu 
erleichtern und sie in die Lage zu versetzen, langfri-
stig wirksame Schritte zur umweltverträglichen Ent-
wicklung der land- und forstwirtschaftlichen Boden-
nutzung zu unternehmen. 

Das Gesetz über die Gemeinschaftsaufgabe läßt in der 
derzeitigen Fassung lediglich die Finanzierung von 
Maßnahmen zur Verbesserung der Produktions- und 
Arbeitsbedingungen zu, nicht aber die mit dieser Ge-
setzesänderung angestrebte gemeinschaftliche Fi-
nanzierung langfristig wirksamer Anpassungsmaß-
nahmen sowie von Ausgleichsleistungen. 

Die bisherige Finanzierungsabgrenzung erlaubte es 
im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe nur unzurei-
chend, dem gesetzlich bestimmten Ziel der Flurberei-
nigung zu entsprechen, 

— die allgemeine Landeskultur zu fördern (§ 1 des 
Flurbereinigungsgesetzes) und 

— landschaftsgestaltende Maßnahmen vorzuneh-
men, um den Erfordernissen von Naturschutz und 
Landschaftspflege Rechnung zu tragen (§ 37 des 
Flurbereinigungsgesetzes). 

Hierdurch hat sich in der Verwaltungspraxis ein mit 
Recht kritisiertes Vollzugsdefizit ergeben. 

Die hier vorgeschlagenen Änderungen stehen mit der 
Eff. VO 797/85 und dem Vorschlag einer VO (EWG) 
zur Änderung der VO (EWG) Nr. 797/85, Nr. 270/79, 
Nr. 1360/78 und Nr. 355/77 im Bereich der Agrar-
strukturen und zur Anpassung der Landwirtschaft an 
die Marktgegebenheiten sowie zur Erhaltung des 
ländlichen Raums in Einklang. 

B. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu Artikel 1 Nr. 1 (§ 1 Abs. 1 Nr. 1) 

Die geltende Fassung sieht lediglich die Verbesse-
rung der Produktions- und Arbeitsbedingungen in der 
Land- und Forstwirtschaft vor. Mit der vorgeschlage-
nen Aufnahme des zweiten Halbsatzes in Buchstabe a 
soll bei der Förderung den Gegebenheiten auf den 
Agrarmärkten verstärkt Rechnung getragen werden. 
Durch Buchstaben b und c wird auch die Finanzie-
rungsmöglichkeit von Maßnahmen der Marktanpas-
sung, von Ausgleichsleistungen und für Umwelt-
schutzzwecke vorgesehen. 

Artikel 1 Nr. 1 (§ 1 Abs. 1 Nr. 2) 

Auch die geltende Norm des § 1 Abs. 1 läßt bei Vor-
haben nach dem Flurbereinigungsgesetz nur die För-
derung von Maßnahmen zur Verbesserung der Pro-
duktions- und Arbeitsbedingungen zu. 

Mit der Änderung ist beabsichtigt, die Agrarstruktur-
verbesserung stärker an der ökologischen Ausgleichs-
funktion des ländlichen Raumes zu orientieren und 
die funktionalen Wechselbeziehungen zwischen den 
verschiedenen Ökosystemen auch in Flurbereini-
gungsverfahren soweit zu verfolgen und zu fördern, 
daß die Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes ins-
gesamt und nachhaltig nicht gefährdet wird. 
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Zu Artikel 1 Nr. 1 (§ 1 Abs. 1 Nr. 3) 

Nummer 3 entspricht der zur Zeit geltenden Regelung 
in § 1 Abs. 1 Nr. 2. 

Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 1 nach Absatz 1) 

Mit dieser Formulierung soll klargestellt werden, daß 
Maßnahmen zur Agrarstrukturverbesserung nicht im 
Widerspruch zu berechtigten ökologischen Forderun-
gen stehen dürfen. 

Zu Artikel 1 Nr. 3 (§ 2 Abs. 1) 

Mit der Einführung der Worte „ihre Wettbewerbsfä-
higkeit im Gemeinsamen Markt der Europäischen 
Gemeinschaft zu ermöglichen" sowie „und des Um-
weltschutzes" wird dem angestrebten Wandel in der 
Zielsetzung agrarstrukturverbessernder Maßnahmen 
Rechnung getragen, zumal die geltende Fassung, 

nämlich „deren Eingliederung in den Gemeinsamen 
Markt der Europäischen Gemeinschaft zu erleich-
tern " als vollzogen angesehen werden muß. 

Zu Artikel 1 Nr. 4 (§ 10 Abs. 1) 

Folge der Einfügung einer neuen Nummer 2 in § 1 
Abs. 1 und eines neuen Absatzes 2 in § 1. 

Zu Artikel 2 

Diese Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 3 

Diese Vorschrift enthält die Regelung über das In-
krafttreten. 
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Anlage 2 

Stellungnahme der Bundesregierung 

Zu dem vom Bundesrat beschlossenen Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die Ge-
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruk-
tur und des Küstenschutzes" nimmt die Bundesregie-
rung wie folgt Stellung: 

I. Allgemeines 

Die Bundesregierung stimmt der Zielsetzung des Ge-
setzentwurfs des Bundesrates zu, die Förderungsmaß-
nahmen zur Verbesserung der Agrarstruktur an die 
seit dem Erlaß des Gesetzes im Jahr 1969 veränderten 
gesamtwirtschaftlichen und agrarpolitischen Rah-
menbedingungen sowie agrarstrukturellen Zielset-
zungen auf nationaler und EG-Ebene anzupassen. Es 
muß insbesondere sichergestellt werden, daß langfri-
stig wirksame, produktionssteigernde Maßnahmen 
gegenüber einkommensstützenden und produktions-
mindernden Maßnahmen zurückgeführt und ökologi-
sche Erfordernisse stärker beachtet werden. 

Der Gesetzentwurf hält sich im Rahmen der dem Ge-
setzgeber nach Artikel 91 a Abs. 2 des Grundgesetzes 
eingeräumten Konkretisierungsbefugnis, die dem Ge-
setzgeber bei der näheren Bestimmung des nach sei-
nem Sprachgebrauch offenen Verfassungsbegriffs 
„Verbesserung der Agrarstruktur" auch die Berück-
sichtigung der tatsächlichen Entwicklung erlaubt. Die 
Bundesregierung stimmt deshalb der Ergänzung „An-
passung an die Marktentwicklung" und der Auf-
nahme der neuen Maßnahmengruppe „Ausgleich na-
türlicher Standortnachteile" in j 1 Abs. 1 Nr. 1 des 
Gesetzes zu. Hierdurch wird der Weiterentwicklung 
der Agrarstrukturpolitik in den EG-Maßnahmen, wie 
es z. B. Extensivierung und Flächenstillegung zum 
Ziel haben, Rechnung getragen. In diesem Sinn ge-
hört zu den Maßnahmen, die die Agrarstruktur ver-
bessern, auch die Ausgleichszulage in den benachtei-
ligten Gebieten. Im übrigen weist die Bundesregie-
rung darauf hin, daß nur Förderungsmaßnahmen zur 
Anpassung an die Marktentwicklung von überregio-
naler Bedeutung nach Artikel 91 a des Grundgesetzes 
Bestandteil der Gemeinschaftsaufgabe sein können. 

Förderungsmaßnahmen, die primär oder gleichge-
wichtig dem Umweltschutz oder dem Tierschutz die-
nen, sind mit Artikel 91 a Abs. 1 Nr. 3 des Grundgeset-
zes nicht vereinbar. 

II. Kosten 

Der Bundesrat schlägt vor, die erforderlichen Mittel 
für die Erweiterung neben einer gewissen Aufstok-
kung in erster Linie durch Umschichtung innerhalb 
des Plafonds aufzubringen. Die Bundesregierung ist 
der Auffassung, daß es zu einer Umschichtung der 
Maßnahmen innerhalb der Gemeinschaftsaufgabe 

kommen muß. Die Umschichtung soll langfristig wirk-
same, produktionssteigernde Maßnahmen zurückfüh-
ren gegenüber einkommensstützenden und produk-
tionsvermindernden Maßnahmen. 

Die Bundesregierung wird entsprechende Schritte ge-
meinsam mit den Ländern im Planungsausschuß in 
Angriff nehmen. Es läßt sich jedoch im gegenwärtigen 
Zeitpunkt nicht übersehen, in welchem Maße neue 
Belastungen auf die Gemeinschaftsaufgabe zukom-
men und ob die sich aus der Rückführung von produk-
tionssteigernden Maßnahmen ergebenden Umschich-
tungen ausreichen werden, die geänderten und 
neuen Maßnahmen zur Verbesserung der Agrarstruk-
tur finanzieren zu können. 

Das Änderungsgesetz wird keine Auswirkungen auf 
die Einzelpreise und auf das Preisniveau, insbeson-
dere das Verbraucherpreisniveau, haben, da die erfor-
derlichen Ausgaben für die Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der Agrarstruktur und des Küsten-
schutzes" vom Bund und von den Ländern getragen 
werden. 

III. Zu den einzelnen Vorschriften 

1. Zu Artikel 1 Nr. 1 (§ 1 Abs. 1) 

Die Bundesregierung stimmt dem Änderungsvor-
schlag des Bundesrates mit der Maßgabe folgender 
Änderungen zu: 

a) § 1 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe c ist wie folgt zu fas-
sen: 

„c) sonstige Maßnahmen, die unter besonderer 
Berücksichtigung der bäuerlichen Famili-
enbetriebe für die gesamte Land- und Forst-
wirtschaft bedeutsam sind; ". 

Begründung 

Die mit dem Vorschlag des Bundesrates bezweckte 
Ausrichtung der Förderung auf die bäuerliche 
Land- und Forstwirtschaft kann in der vorgeschla-
genen Fassung zu Fehlinterpretationen führen. Der 
Änderungsvorschlag der Bundesregierung dient 
der Klarstellung. 

b) § 1 Abs. 1 Nr. 2 ist wie folgt zu fassen: 

„2. Neuordnung des ländlichen Grundbesitzes 
durch Maßnahmen zur Verbesserung der 
Agrarstruktur nach dem Flurbereinigungs-
gesetz; ". 
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Begründung 

Der Änderungsvorschlag der Bundesregierung be-
rücksichtigt das Anliegen des Bundesrates, die För-
derungsmöglichkeit von agrarstrukturverbessern-
den Maßnahmen nach dem Flurbereinigungsge-
setz nicht allein von der Voraussetzung der Verbes-
serung der Produktions- und Arbeitsbedingungen 
in der Land- und Forstwirtschaft abhängig zu ma-
chen. Dieser Vorschlag stellt darüber hinaus sicher, 
daß künftig nur Bodenneuordnungsverfahren för-
derungsfähig sind, die der Agrarstrukturverbesse-
rung dienen. 

2. Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 1. Abs. 2) 

Der vorgesehenen neuen Regelung stimmt die 
Bundesregierung von der Zielsetzung her zu. Sie ist 
jedoch der Auffassung, daß sie aus rechtssystema-
tischen Gründen in § 2 gehört und die vom Bundes-
rat vorgeschlagene Ergänzung des § 2 Abs. 1 und 
die zusätzlich von der Bundesregierung vorge-
schlagene Änderung des § 2 Abs. 2 der Zielsetzung 
Rechnung tragen. Die Regelung ist daher an dieser 
Stelle einschließlich der Folgeänderung in Arti-
kel 1 Nr. 4 ersatzlos zu streichen. 

3. Zu Artikel 1 Nr. 3 (§ 2) 

Die Bundesregierung stimmt dem Änderungsvor-
schlag des Bundesrates mit der Maßgabe zu, in § 2 
Abs. 1 Satz 2 nach dem Wort „Landesplanung" die 
Worte „sowie des Umweltschutzes und des Tier-
schutzes" einzufügen und in § 2 Abs. 2 Satz 2 
durch folgende Sätze zu ersetzen: „Bei den Maß-
nahmen ist ökologischen Erfordernissen Rechnung 
zu tragen. Im übrigen sind die Maßnahmen mit 
anderen öffentlichen Neuordnungs- und Entwick-
lungsmaßnahmen abzustimmen." 

Begründung 

Der vom Bundesrat vorgeschlagenen Ergänzung 
des § 2 Abs. 1 Satz 2 hinsichtlich des Umweltschut-
zes stimmt die Bundesregierung zu. Die weitere 
Ergänzung hinsichtlich des Tierschutzes ist aus 
agrarpolitischen Gründen erforderlich. 

Die Ergänzung des § 2 Abs. 2 Satz 2 trägt dem Vor-
schlag des Bundesrates Rechnung, die Beachtung 
ökologischer Erfordernisse in das Gesetz über die 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrar-
struktur und des Küstenschutzes" aufzunehmen 
und damit der Verwaltungspraxis Rechnung zu tra-
gen. 

4. Zu Artikel 1 Nr. 4 (Folgeänderungen) 

Die Bundesregierung stimmt dem Änderungsvor-
schlag des Bundesrates mit der Maßgabe zu, daß 
die Worte ,sowie der Klammerhinweis „ (§ 1 
Abs. 2)" durch den Klammerhinweis „(§ 1 Abs. 3)"' 
gestrichen werden. 

5. Aus rechtsförmlichen Gründen sind ferner die 
Überschriften zu den Artikeln 1 bis 3 sowie im Ein-
leitungssatz des Artikels 1 die Worte „zur Ände-
rung des Gesetzes über die Gemeinschaftsaufga-
ben" zu streichen. 

IV. Zusätzliche Vorschläge der Bundesregierung 

Die Bundesregierung schlägt folgende zusätzliche 
Änderungen des Gesetzes über die Gemeinschafts-
aufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des 
Küstenschutzes" vor: 

1. Zu § 5 Abs. 2 

Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Der Rahmenplan enthält ferner für die Maß-
nahmen Förderungsgrundsätze, in denen insbe-
sondere der Verwendungszweck der Mittel, die 
Förderungsvoraussetzungen und die Art und Höhe 
der Förderung näher bestimmt werden." 

Begründung 

Anpassung an die Praxis. Die bisherigen Num-
mern 3 und 5 können entfallen, weil sie die Durch-
führung des Rahmenplans betreffen und daher 
nach § 9 des Gesetzes über die Gemeinschaftsauf-
gabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des 
Küstenschutzes" von den Ländern allein zu regeln 
sind. Die übrigen Nummern werden inhaltlich wei-
terhin in den Förderungsgrundsätzen geregelt. 

2. Zu § 11 Abs. 3 

Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Beträge, die vom Zuwendungsempfänger 
wegen Nichterfüllung der Bedingungen zurückge-
zahlt werden, leitet das Land in Höhe des Bundes-
anteils einschließlich der anteiligen Zinsen an den 
Bund weiter. " 

Begründung 

Die Verpflichtung zur Rückforderung ergibt sich 
aus haushaltsrechtlichen Vorschriften der Länder 
(§ 44 a der jeweiligen LHO). Der Bund vertritt die 
Auffassung, daß schon die geltende Fassung des 
§ 11 Abs. 3 die Verpflichtung zur Abführung der 
anteiligen Zinsen an den Bund beinhaltet, weil Ne-
benforderungen grundsätzlich das Schicksal der 
Hauptforderung teilen. Die Länder vertreten eine 
abweichende Auffassung. Die Bundesregierung 
hält deshalb eine Klarstellung im Gesetzestext für 
erforderlich. 

3. Neubekanntmachungserlaubnis 

Nach Artikel 1 wird folgender Artikel 1 a einge-
fügt: 

,Artikel 1 a 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten kann den Wortlaut des Gesetzes 
über die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" in der 
vom 1. Januar 1988 an geltenden Fassung im Bun-
desgesetzblatt bekanntmachen.' 

Begründung 

Die Bekanntmachung der Neufassung des Geset-
zestextes ist auf Grund der umfangreichen Geset-
zesänderung zweckmäßig. 

 


